
 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

30. Jahrgang Potsdam, den 21. Juni 2019 Nummer 40 

Zweites Gesetz zur Änderung parlamentsrechtlicher Vorschriften 

Vom 19. Juni 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über die Rechtsstellung und die Finanzierung von Fraktionen und Gruppen 

im Landtag Brandenburg 

(Fraktionsgesetz – FraktG) 
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Abschnitt 1 

Status und Organisation 

§ 1 

Bildung 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von mindestens fünf Mitgliedern des Landtages, die derselben Partei, politischen 

Vereinigung oder Listenvereinigung angehören oder von derselben Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereini-

gung als Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber aufgestellt worden sind. Erhält eine Partei, politische Vereinigung oder 

Listenvereinigung bei der Landtagswahl mindestens 5 Prozent der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen, 

ohne die für fünf Mitglieder notwendige Zweitstimmenanzahl zu erreichen, kann eine solche Fraktion abweichend von 

Satz 1 auch aus vier Mitgliedern bestehen. Die Bildung einer Fraktion kann abweichend von Satz 1 oder nach Ablauf 

eines Monats seit der Konstituierung des Landtages erfolgen, wenn der Landtag zustimmt. Die Bildung einer Fraktion 

kann bereits vor der Konstituierung des Landtages stattfinden; in diesem Fall ist sie bis zur Konstituierung des Landtages 

schwebend unwirksam. 

(2) Die Bildung einer Fraktion ist der Präsidentin oder dem Präsidenten anzuzeigen; dies gilt ebenso für den Eintritt 

eines Mitgliedes des Landtages in die Fraktion sowie für den Austritt, das Ausscheiden oder den Ausschluss aus der 

Fraktion. 

(3) Ein Mitglied des Landtages kann nur einer Fraktion angehören. 
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(4) Mitglieder des Landtages, die derselben Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung angehören oder 

aufgrund von Wahlvorschlägen derselben Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung in den Landtag gewählt 

wurden, dürfen jeweils nur eine Fraktion bilden. 

§ 2 

Rechtsstellung 

(1) Die Fraktionen wirken mit eigenen Rechten und Pflichten als selbstständige und unabhängige Gliederungen an der 

Arbeit des Landtages mit, sie sind Adressat der politischen Willensäußerung der Bürgerinnen und Bürger und unterstüt-

zen den parlamentarisch-politischen Willensbildungsprozess. 

(2) Fraktionen sind, soweit sie am allgemeinen Rechtsverkehr teilnehmen, juristische Personen des Parlamentsrechts 

mit originärem Rechtscharakter und können unter ihrem Namen klagen oder verklagt werden. Sie sind nicht Teil der 

öffentlichen Verwaltung und üben keine öffentliche Gewalt aus. 

§ 3 

Aufgaben 

(1) Fraktionen unterstützen ihre Mitglieder dabei, ihre parlamentarische Arbeit auszuüben und zur Verfolgung gemein-

samer Ziele aufeinander abzustimmen. Sie wirken unmittelbar auf den parlamentarisch-politischen Willensbildungspro-

zess ein, indem sie eigene Standpunkte formulieren sowie Initiativen und Konzepte entwickeln und einbringen. 

(2) Zu den Aufgaben von Fraktionen gehört eine eigenständige Öffentlichkeitsarbeit. Sie dient der Unterrichtung der 

Öffentlichkeit über die parlamentarischen Vorgänge, Initiativen und Konzepte der Fraktionen, der Vermittlung ihrer 

politischen Standpunkte und dem Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern über parlamentarisch-politische Fragen. Die 

Fraktionen sind im Rahmen ihrer zulässigen Aufgabenwahrnehmung in der Entscheidung über geeignete Mittel, Formen 

und Örtlichkeiten ihrer Öffentlichkeitsarbeit frei. Die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen unterliegt nicht dem Gebot der 

politischen Neutralität. Die Urheberschaft der Fraktion muss erkennbar sein. 

(3) Die Fraktionen haben das Recht, im Rahmen ihrer zulässigen Aufgabenwahrnehmung mit anderen Fraktionen des 

Landtages, mit Fraktionen anderer Parlamente und mit Fraktionen in Kommunalvertretungen zusammenzuarbeiten sowie 

regionale, überregionale und internationale Kontakte zu pflegen. 

(4) Das Nähere über die parlamentarischen Rechte und Pflichten einer Fraktion bestimmt die Geschäftsordnung des 

Landtages. 

§ 4 

Geschäftsordnung der Fraktion 

(1) Jede Fraktion gibt sich eine schriftliche Geschäftsordnung, die demokratischen Grundsätzen entsprechen und die 

als notwendige Fraktionsorgane die Fraktionsversammlung und einen Fraktionsvorstand oder eine Fraktionsvorsitzende 

oder einen Fraktionsvorsitzenden vorsehen muss. Statt einer Fraktionsvorsitzenden oder eines Fraktionsvorsitzenden 

kann die Geschäftsordnung auch zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende vorsehen. Ist in der Geschäftsordnung ein 

Fraktionsvorstand nicht vorgesehen, nimmt die Fraktionsvorsitzende oder der Fraktionsvorsitzende die in diesem Gesetz 

geregelten Rechte und Pflichten des Vorstandes wahr. Zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende nehmen diese Rechte 

und Pflichten gemeinsam wahr. 

(2) Die Geschäftsordnung der Fraktion muss Bestimmungen enthalten über 

1. den Namen der Fraktion und gegebenenfalls die gewählte Abkürzung, 

2. die Wahl des Fraktionsvorstandes oder, soweit ein solcher nicht vorgesehen ist, der Fraktionsvorsitzenden oder des 

Fraktionsvorsitzenden, 

3. die rechtsgeschäftliche Vertretung der Fraktion; hat die Fraktion zwei Fraktionsvorsitzende, so ist in der Geschäfts-

ordnung auch zu bestimmen, ob sie, soweit durch Gesetz oder durch die Geschäftsordnung des Landtages nichts 

anderes geregelt ist, die Vertretung der Fraktion gemeinschaftlich oder allein wahrnehmen; zur Abgabe von Wil-

lenserklärungen gegenüber der Fraktion genügt die Erklärung gegenüber einer oder einem Fraktionsvorsitzenden, 
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4. die Aufstellung und Verabschiedung des Fraktionshaushaltes, die Aufstellung und Prüfung der Jahresrechnung, die 

Person oder das Organ, die oder das für die ordnungsgemäße Verwendung der Mittel der Fraktion verantwortlich 

ist, 

5. Beitritt, Austritt und Ausschluss von Abgeordneten. 

§ 5 

Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeiter 

(1) Für eine Vertretung von Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeitern der Fraktionen gelten die Bestim-

mungen des Betriebsverfassungsgesetzes. 

(2) Werden Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeiter durch das Land Brandenburg im Anschluss an ein 

Arbeitsverhältnis mit einer Fraktion eingestellt, so gelten die tarifvertraglichen Bestimmungen über die Einstellung von 

Beschäftigten im unmittelbaren Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst entsprechend. 

Abschnitt 2 

Finanzen 

§ 6 

Mittel zur Deckung des allgemeinen Bedarfs 

(1) Die Fraktionen haben zur Erfüllung ihrer Aufgaben Anspruch auf finanzielle Mittel aus dem Landeshaushalt. Die 

Mittel setzen sich aus einem Grundbetrag für jede Fraktion, aus einem Betrag für jedes Mitglied und einem weiteren 

Zuschlag für jede Fraktion, die nicht die Landesregierung trägt (Oppositionszuschlag), zusammen. Für die Einstellung 

von Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeitern zur Unterstützung der Arbeit der Mitglieder der Parlamentarri-

schen Kontrollkomission des Landtages erhöht sich der Betrag je Fraktion um 13,33 Prozent des Grundbetrages. Die 

Mittel sind im Landeshaushalt nach Fraktionen getrennt auszuweisen. 

(2) Fraktionen müssen gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages die Erfüllung der Voraussetzun-

gen des § 4 nachweisen. Geschieht dies nicht in angemessener Frist, bestimmt die Präsidentin oder der Präsident die 

Aussetzung der Zahlung. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages legt dem Landtag im Zusammenhang mit den Haushaltsberatun-

gen nach Anhörung der Fraktionen und unter Berücksichtigung der Preisentwicklung und der Tarifabschlüsse im öffentli-

chen Dienst einen Vorschlag zur Anpassung der Mittel vor. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages überlässt den Fraktionen im Benehmen mit dem Präsidium des 

Landtages zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben unentgeltlich Räume zur Nutzung. Ihnen ist dabei die organisatorische 

Verantwortung für die Nutzung von Büroräumen und Arbeitsplätzen im Landtag übertragen. Das Hausrecht und die 

Polizeigewalt der Präsidentin oder des Präsidenten des Landtages nach Artikel 69 Absatz 4 Satz 3 der Verfassung des 

Landes Brandenburg bleiben unberührt. 

(5) Der Landeshaushalt kann vorsehen, dass die Fraktionen neben den Mitteln nach den Absätzen 1 und 4 zur Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben Sach- und Dienstleistungen, einschließlich der durch den Landtag zur Verfügung gestellten 

Informations- und Kommunikationseinrichtungen erhalten. Bei Schäden durch ein unabwendbares Ereignis an durch die 

Fraktionen beschafften Sachen in den zur Nutzung überlassenen Räumen stehen den Fraktionen auf Antrag an die Präsi-

dentin oder den Präsidenten des Landtages zusätzliche Mittel aus dem Landeshaushalt zur Verfügung. 

(6) Die Zuführung weiterer Mittel aus anderen Haushaltstiteln darf nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes 

erfolgen. 

(7) Die Mittel nach Absatz 1 erhalten die Fraktionen zur Eigenbewirtschaftung. Sie sind sparsam und wirtschaftlich zu 

verwenden.  

(8) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages kann Ansprüche des Landtages gegen die Ansprüche der Fraktio-

nen nach Absatz 1 aufrechnen. 
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§ 7 

Zweckbindung 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz dürfen die Fraktionen nur für Aufgaben verwenden, die ihnen nach der Verfassung 

des Landes Brandenburg, den Gesetzen und der Geschäftsordnung des Landtages obliegen. Eine Verwendung für Zwecke 

der Parteien ist unzulässig. 

(2) Aufwendungen von Abgeordneten dürfen aus Mitteln der Fraktionen nur erstattet werden, sofern diese durch die 

Fraktionen veranlasst werden und nicht bereits durch die gesetzliche Aufwandsentschädigung für Abgeordnete abgegol-

ten sind. 

§ 8 

Rücklagen und Kredite 

(1) Die Fraktionen sind berechtigt, aus den ihnen zugewiesenen Mitteln eine allgemeine Rücklage zu bilden. Die Rück-

lage darf 35 Prozent der jährlich gemäß § 6 Absatz 1 gezahlten Mittel nicht überschreiten. Die Mittel können auch über 

die Wahlperiode hinaus übertragen werden. 

(2) Die Aufnahme von Krediten durch Fraktionen ist unzulässig. 

§ 9 

Rückgewähr 

(1) Mittel, die nicht für die in den §§ 7 und 8 bestimmten Zwecke verwendet wurden, sind bis zum Ablauf der Frist 

nach § 13 Absatz 1 Satz 1 zurückzugeben. Nach Ablauf der Frist kann die Präsidentin oder der Präsident des Landtages 

den Anspruch durch Verwaltungsakt geltend machen. Der Anspruch verjährt zehn Jahre nach Ablauf der Frist. 

(2) Verliert eine Vereinigung von Abgeordneten die Rechtsstellung als Fraktion, so sind Sachleistungen, die das Land 

Brandenburg zur Verfügung gestellt hat, zurückzugeben. 

(3) Verringert sich die Zahl der Mitglieder einer Fraktion, sind Sachleistungen, die das Land Brandenburg zur Verfü-

gung gestellt hat, insoweit zurückzuerstatten, als die Ausstattung über das im Landtag übliche Maß hinausgeht. 

§ 10 

Beginn und Ende der Ansprüche 

(1) Der Anspruch gemäß § 6 Absatz 1 entsteht mit dem Tag der Konstituierung der Fraktion, frühestens jedoch mit 

Beginn der Wahlperiode. Im Falle des § 1 Absatz 1 Satz 3 besteht für den Zeitraum von der Konstituierung der Fraktion, 

jedoch frühestens ab der Konstituierung des neu gewählten Landtages, bis zur Entscheidung durch den Landtag ein An-

spruch nach § 6 Absatz 1. 

(2) Der Anspruch endet mit Ablauf des Monats, in dem die Vereinigung von Abgeordneten die Rechtsstellung als 

Fraktion verliert. 

(3) Tritt eine Fraktion die Rechtsnachfolge für eine in der vorausgegangenen Wahlperiode bestehende Fraktion an, 

werden von der vorhergehenden Fraktion gemäß § 6 Absatz 1 für den Monat des Entstehens des Anspruches der nachfol-

genden Fraktion bereits bezogene Mittel auf deren Anspruch angerechnet. 

(4) Ändert sich im Laufe eines Monats die Zahl der Mitglieder der Fraktion, so wird der Zuschuss für diesen Monat 

nach der höheren Zahl berechnet. 

§ 11 

Zahlungsvorschriften 

(1) Die Auszahlung der Mittel erfolgt jeweils am ersten Werktag eines jeden Monats. Über Ausnahmen entscheidet die 

Präsidentin oder der Präsident im Einvernehmen mit dem Präsidium des Landtages. 
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(2) Ist nur ein Teil zu leisten, so wird auf jeden Kalendertag ein Dreißigstel der vollen monatlichen Mittel gezahlt. 

(3) Leistungen nach diesem Gesetz werden auf volle Euro nach oben gerundet. 

§ 12 

Buchführung 

(1) Die Fraktionen haben über ihre Einnahmen und Ausgaben nach Maßgabe des § 13 Absatz 3 Buch zu führen. Die 

Vorschriften über das öffentliche Haushalts-, Rechnungs- und Kassenwesen finden auf die Fraktionen keine Anwendung. 

(2) Aus den Mitteln der Fraktion beschaffte bewegliche Sachen sind, soweit sie den in § 6 Absatz 2 Satz 1 des Ein-

kommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung festgesetzten Wert übersteigen, zu kennzeichnen und in einem 

besonderen Nachweis (Gegenstandsverzeichnis) aufzuführen. Für vom Landtag beschaffte bewegliche Sachen, die die 

Fraktionen nach § 6 Absatz 5 zur Nutzung erhalten, erfolgen Kennzeichnung und Nachweis durch die Landtagsverwal-

tung. 

(3) Die Rechnungsunterlagen sind fünf Jahre aufzubewahren. 

§ 13 

Rechnungslegung 

(1) Die Fraktionen haben bis zum 30. Juni des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres gegenüber der Präsidentin oder 

dem Präsidenten des Landtages über die ordnungsgemäße Verwendung ihrer Mittel Rechnung zu legen. Die Rechnung ist 

von der Fraktionsvorsitzenden oder dem Fraktionsvorsitzenden und der Person, die nach der Geschäftsordnung für die 

ordnungsgemäße Verwendung der Mittel verantwortlich ist, zu unterzeichnen. Die Rechnung muss bei der Vorlage an die 

Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages den mit einem Siegel versehenen Prüfungsvermerk einer Wirtschaftsprü-

ferin oder eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfergesellschaft enthalten, in dem bestätigt wird, dass die 

Rechnung den Vorschriften der Abschnitte 1 und 2 entspricht. 

(2) Verliert eine Vereinigung von Mitgliedern des Landtages die Rechtsstellung als Fraktion, so ist die Rechnung für 

den abgelaufenen Teil des Kalenderjahres innerhalb einer Frist von sechs Monaten zu legen. 

(3) Die Rechnung ist wie folgt zu gliedern: 

1. Einnahmen: 

a) Mittel nach § 6 Absatz 1, 

b) Mittel, die den Fraktionen für die Arbeit in einem Untersuchungsausschuss vom Landtag zur Verfügung ge-

stellt werden, 

c) Mittel, die den Fraktionen für die Arbeit in einer Enquete-Kommission vom Landtag zur Verfügung gestellt 

werden, 

d) Spenden, dabei ist bei Beträgen von mehr als 500 Euro die Höhe und die Spenderin oder der Spender auszu-

weisen, 

e) Zinseinnahmen, die aus der Rücklage erzielt werden, soweit hierdurch der in § 8 Absatz 1 Satz 2 genannte 

Prozentsatz nicht überschritten wird, 

f) sonstige Einnahmen; 

2. Ausgaben: 

a) Gesamtbetrag der Personalausgaben für Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeiter, 

b) Ausgaben zur Vergütung von Fraktionsmitgliedern, die in der Fraktion herausgehobene Funktionen wahr-

nehmen, 
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c) Ausgaben des laufenden Geschäftsbetriebes, 

d) Ausgaben für Veranstaltungen, 

e) Ausgaben für die Zusammenarbeit und Kontaktpflege nach § 3 Absatz 3, 

f) Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit, 

g) Ausgaben für Dienstleistungen Dritter, 

h) Ausgaben für Investitionen, 

i) Rückzahlungen an den Landtag nach diesem Gesetz, 

j) sonstige Ausgaben. 

(4) Die Rechnung muss außerdem die Forderungen und Verbindlichkeiten zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres 

sowie die Höhe der Rücklage ausweisen. Der Rechnung sind eine Stellenübersicht, aus der die Zahl der Fraktionsmitar-

beiterinnen und Fraktionsmitarbeiter in den einzelnen Vergütungsgruppen ersichtlich ist, sowie das Gegenstandsver-

zeichnis nach § 12 Absatz 2 Satz 1 beizufügen. 

(5) Solange die Fraktionen mit der Rechnungslegung in Verzug sind, kann die Zahlung der Mittel nach § 6 Absatz 1 

ausgesetzt werden. 

§ 14 

Veröffentlichung 

Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages veröffentlicht jährlich die Rechnungen der Fraktionen als Drucksache. 

§ 15 

Prüfung der Haushalts- und Finanzwirtschaft 

(1) Der Landesrechnungshof ist berechtigt, die Fraktionen zu prüfen. Bei der Prüfung hat er der Rechtsstellung und den 

Aufgaben der Fraktionen im Sinne der §§ 2 und 3 Rechnung zu tragen. Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungs-

gemäße und wirtschaftliche Verwendung und Verwaltung der nach § 6 gewährten Mittel. Der Landesrechnungshof prüft 

nicht die politische Erforderlichkeit und Zweckmäßigkeit von Maßnahmen der Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben. 

(2) Der Landesrechnungshof übermittelt der Fraktion nach den örtlichen Erhebungen unverzüglich den Entwurf einer 

Prüfungsmitteilung und gibt ihr Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme innerhalb einer von ihm zu bestimmenden 

Frist. Der Entwurf wird mit der Fraktion in einem Schlussgespräch bilateral erörtert. Bei der Abfassung der abschließen-

den Prüfungsmitteilung sind die wesentlichen Argumente der Fraktionen zu würdigen. Die abschließende Prüfungsmittei-

lung wird vom Großen Kollegium beschlossenen und anschließend der Fraktion übermittelt. Zu diesem festgestellten 

Prüfergebnis kann die Fraktion innerhalb einer vom Landesrechnungshof zu bestimmenden Frist schriftlich Stellung 

nehmen. 

(3) Der Landesrechnungshof würdigt die Stellungnahme und fasst die wesentlichen Prüfungsergebnisse zu der Fraktion 

in einem Bericht zusammen, den er der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages und der geprüften Fraktion 

übermittelt. Die Fraktion kann innerhalb einer Frist von zwei Monaten gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten 

des Landtages zu diesem Bericht in der Sache Stellung nehmen. 

(4) Soweit der Landesrechnungshof die Verwendung der Mittel beanstandet hat, entscheidet die Präsidentin oder der 

Präsident des Landtages nach Anhörung der betreffenden Fraktion über die erforderlichen Maßnahmen, insbesondere 

über die Geltendmachung eines Rückforderungsanspruchs nach § 9 Absatz 1 oder ein Absehen von einer Rückforderung. 
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(5) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages teilt ihre oder seine Entscheidung nach Absatz 4 dem Landes-

rechnungshof mit. Entscheidungen nach Absatz 4 von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung werden 

mit ihren wesentlichen Gründen als Landtagsdrucksache veröffentlicht. Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages 

gibt den Fraktionen Gelegenheit, in der Drucksache zu den sie betreffenden Entscheidungen Stellung zu nehmen und ihre 

wesentlichen Argumente darzulegen.  

Abschnitt 3 

Auflösung der Fraktionen 

§ 16 

Wegfall der Rechtsstellung 

(1) Die Rechtsstellung nach § 2 entfällt 

1. bei Erlöschen des Fraktionsstatus, 

2. bei Auflösung der Fraktion, 

3. mit dem Ende der Wahlperiode. 

(2) Die Rechte und Pflichten einer Fraktion gehen am Ende einer Wahlperiode auf eine in der folgenden Wahlperiode 

neu gebildete Fraktion über, wenn deren Mitglieder derselben Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung 

angehören und die neue Fraktion sich innerhalb eines Monats nach Beginn der neuen Wahlperiode konstituiert und die 

Rechtsnachfolge der Präsidentin oder dem Präsidenten angezeigt wurde. 

(3) Nimmt eine Partei oder politische Vereinigung, die im Landtag mit einer Fraktion vertreten ist, nicht mehr an den 

Wahlen zum folgenden Landtag teil, so kann die Fraktion bis zum zwanzigsten Tag vor der Wahl gegenüber der Präsi-

dentin oder dem Präsidenten des Landtages erklären, dass eine neu gebildete Fraktion, die bei einem Wahlerfolg einer 

anderen, der bestehenden Fraktion politisch nahe stehenden Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung aus 

dieser hervorgeht, die Rechtsnachfolge erklären kann. Die Rechtsnachfolge ist innerhalb eines Monats nach Konstituie-

rung des Landtages gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages zu erklären. 

(4) Das gleiche gilt für eine Listenvereinigung, die im Landtag mit einer Fraktion vertreten ist und die nicht oder nicht 

in derselben Zusammensetzung an den Wahlen zum folgenden Landtag teilnimmt. 

(5) Liegt kein Fall der Absätze 2 bis 5 vor, findet eine Liquidation statt.  

§ 17 

Liquidation 

(1) Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fortbestehend, soweit der Zweck der Liquidation es erfor-

dert. Für die Zeit der Liquidation führt die Fraktion den Zusatz „i. L.“ (in Liquidation). 

(2) Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand, soweit die Geschäftsordnung der Fraktion nichts Abweichendes be-

stimmt. Der Vorstand kann auch andere Personen als Liquidatorinnen oder Liquidatoren mit der Durchführung der Liqui-

dation beauftragen. Werden innerhalb von vier Wochen nach dem Wegfall der Rechtsstellung gemäß § 16 Absatz 1 keine 

Personen mit der Liquidation beauftragt, so erfolgt die Beauftragung durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 

Landtages. 

(3) Die Liquidatorinnen oder Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beenden. Sie können zu diesem Zweck 

neue Geschäfte eingehen. Die Zweckbindung gemäß § 7 ist zu beachten. Den Liquidatorinnen oder Liquidatoren obliegt 

es auch, gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages den Nachweis der ordnungsgemäßen Verwen-

dung der Mittel der Fraktion nach § 13 Absatz 1 Satz 1 zu erbringen. 

(4) Die Liquidatorinnen oder Liquidatoren unterrichten die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages fortlaufend 

über den Stand der Liquidation. Nach dem Abschluss der Liquidation legen sie der Präsidentin oder dem Präsidenten des 

Landtages einen Bericht über ihre Tätigkeit vor. 
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§ 18 

Verwendung des Fraktionsvermögens 

(1) Vermögenswerte, die aus Mitteln nach § 6 Absatz 1 angeschafft wurden, können zu marktangemessenen Preisen 

verkauft werden. 

(2) Aus dem Fraktionsvermögen sowie aus den Mitteln, die der Fraktion gemäß Absatz 1 zufließen, ist eine Befriedi-

gung der Ansprüche von Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeitern vor weiteren Gläubigerinnen oder Gläubi-

gern vorzunehmen. 

(3) Soweit nach Beendigung der Liquidation Gelder verbleiben, sind diese dem Landeshaushalt zuzuführen. 

(4) Sachwerte, die den Fraktionen gemäß § 6 Absatz 4 zur Nutzung überlassen wurden, sind an die Landtagsverwal-

tung zurückzugeben. 

(5) Reicht das Fraktionsvermögen nicht aus, um Ansprüche der Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeiter aus 

ihren Arbeitsverträgen zu befriedigen, können der Fraktion i. L. auf Antrag einmalig Mittel in Höhe des Betrages gewährt 

werden, den die Fraktion, beginnend mit dem Monat, ab dem die Zahlung von Mitteln nach § 6 Absatz 1 wegfällt, auf-

wenden müsste, um bei einer Kündigung am Tage nach dem Wegfall der Rechtsstellung als Fraktion die Gehälter der 

Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeiter bis zum Ablauf von Kündigungsfristen in den betreffenden Arbeits-

verträgen, jedoch höchstens bis zu drei Monaten fortzuzahlen. Die Entscheidung über den Antrag trifft die Präsidentin 

oder der Präsident im Einvernehmen mit dem Präsidium des Landtages. 

§ 19 

Schriftgut 

(1) Die Finanzakten und Personalakten der Fraktionen sind im Falle der Liquidation der Landtagsverwaltung zur Auf-

bewahrung entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen zu übergeben. Nach Ablauf der gesetzlichen Fristen sind die 

Akten zu vernichten. Auf Antrag kann einer Fraktionsmitarbeiterin oder einem Fraktionsmitarbeiter die sie beziehungs-

weise ihn betreffende Personalakte auch ausgehändigt werden. 

(2) Über das allgemeine Schriftgut der Fraktion wird auf Beschluss der Fraktionsversammlung verfügt. Kommt ein 

solcher Beschluss nicht zustande, trifft der Vorstand einen entsprechenden Beschluss. Kommt ein solcher Beschluss nicht 

zustande, entscheiden die Liquidatorinnen oder Liquidatoren. 

§ 20 

Haftung 

Fällt den Liquidatorinnen oder Liquidatoren bei der Durchführung der Liquidation ein Verschulden zur Last, so haften 

diese für den daraus entstandenen Schaden gegenüber den Gläubigerinnen oder Gläubigern als Gesamtschuldner. 

Abschnitt 4 

Gruppen 

§ 21 

Bildung und Rechtsstellung 

(1) Mindestens drei Mitglieder des Landtages, die keiner Fraktion angehören, können sich zu Gruppen zusammen-

schließen, wenn sie die gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 erforderliche Mindestanzahl von Mitgliedern nicht erreichen, jedoch 

die sonstigen Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 Satz 1 erfüllen oder entsprechend § 1 Absatz 1 Satz 3 als Gruppe durch 

Zustimmung des Landtages anerkannt worden sind. Die Bildung und Auflösung einer Gruppe sind der Präsidentin oder 

dem Präsidenten des Landtages schriftlich anzuzeigen; die Anzeige ist von allen Mitgliedern der Gruppe zu unterzeich-

nen. Der Beitritt eines Mitgliedes zu einer Gruppe ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages durch die 

rechtsgeschäftliche Vertretung nach Absatz 3 schriftlich anzuzeigen. Bei einem Austritt genügt die Anzeige des ausgetre-

tenen Mitgliedes. 
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(2) § 1 Absatz 2 bis 4 sowie §§ 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Die Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung, die demokratischen Grundsätzen entspricht und die mindestens Best-

immungen über die rechtsgeschäftliche Vertretung der Gruppe durch eines der Gruppenmitglieder, die Aufstellung und 

Verabschiedung des Gruppenhaushalts, die Aufstellung und die Prüfung der Jahresrechnung sowie die Person, die für die 

ordnungsgemäße Verwendung der Mittel der Gruppe verantwortlich ist, enthält. 

§ 22 

Geld- und Sachleistungen 

Gruppen im Sinne des § 21 Absatz 1 erhalten zur Unterstützung der Zusammenarbeit ihrer Mitglieder Leistungen in 

entsprechender Anwendung von § 6 mit folgenden Maßgaben: 

1. der Grundbetrag beträgt bei Gruppen 65 Prozent des einer Fraktion zustehenden entsprechenden Betrages; 

2. der Betrag pro Mitglied und der Oppositionszuschlag gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 beträgt bei Gruppen 100 Prozent 

des einer Fraktion zustehenden entsprechenden Betrages; 

3. die §§ 7, 8, 9, 10 Absatz 1, 2 und 4 sowie die §§ 11 bis 15 gelten entsprechend; 

4. der gemäß § 10 Absatz 1 maßgebliche Zeitpunkt ist der Eingang der Anzeige über die Bildung einer Gruppe im 

Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 2 bei der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages. 

§ 23 

Auflösung 

Für die Auflösung einer Gruppe durch Anzeige gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 oder zum Ende der Wahlperiode gelten die 

§§ 17 bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, dass die für eine Fraktion durch den Vorstand vorzunehmenden Handlungen 

in der gemäß § 21 Absatz 3 festgelegten Weise erfolgen. 

Artikel 2 

Änderung des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes 

§ 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32, 

Nr. 34), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 39 S. 3) geändert worden ist, wird wie 

folgt gefasst: 

„1. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28), im Dienst der Fraktio-

nen des Bundestages, der Landesparlamente, kommunaler Vertretungskörperschaften oder des Europäischen Par-

laments oder im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbänden, die nicht Vo-

raussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind,“. 

Artikel 3 

Änderung des Volksabstimmungsgesetzes 

Das Volksabstimmungsgesetz vom 14. April 1993 (GVBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 

8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 7) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 4 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 4a Beratung“. 
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b) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 Gegenstand der Volksinitiative“. 

c) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 Unzulässige Volksinitiativen“. 

d) Nach der Angabe zu § 72 wird folgende Angabe angefügt: 

„§ 73 Übergangsvorschriften“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Bürger“ die Wörter „Bürgerinnen und“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Einwohner“ die Wörter „Einwohnerinnen und“ eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ und vor dem Wort „Unter-

zeichner“ die Wörter „Unterzeichnerinnen und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden jeweils vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Amtsdirektoren“ die Wörter „Amtsdirektorinnen oder“, vor dem Wort 

„Bürgermeister“ die Wörter „Bürgermeisterinnen oder“ und vor dem Wort „Oberbürgermeister“ die Wörter 

„Oberbürgermeisterinnen oder“ eingefügt. 

4. In § 4 werden vor dem Wort „Einwohner“ die Wörter „Einwohnerinnen und“ eingefügt. 

5. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

„§ 4a 

Beratung 

Die Vertreterinnen und Vertreter einer Volksinitiative können sich durch die Landesabstimmungsleiterin oder den 

Landesabstimmungsleiter beraten lassen. Die kostenfreie Beratung umfasst alle in den §§ 4, 5 bis 10 und 12 be-

stimmten Voraussetzungen der Volksinitiative und Vorgaben zu ihrer Durchführung.“ 

6. Die Überschrift des § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 

Gegenstand der Volksinitiative“. 

7. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Volksinitiative muss den mit Gründen versehenen Wortlaut eines Gesetzentwurfes oder den Wortlaut 

einer anderen Vorlage nach § 5 dieses Gesetzes enthalten.“ 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden vor dem Wort „Einwohnern“ die Wörter „Einwohnerinnen und“ und nach dem 

Wort „Unterschriftsbogen“ die Angabe „(§ 8)“ eingefügt. 
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bb) In Nummer 2 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“, vor den Wörtern „je-

den Vertreter“ die Wörter „jede Vertreterin und“ und vor den Wörtern „ein Stellvertreter“ die Wörter 

„eine Stellvertreterin oder“ eingefügt. 

8. In § 8 Absatz 1 Nummer 4 werden vor dem Wort „Unterzeichner“ die Wörter „Unterzeichnerinnen und“ eingefügt. 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor den Wörtern „den Präsidenten“ die Wörter „die Präsidentin oder“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Vertreterinnen oder Vertreter der Volksinitiative nicht gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 

Nummer 2 benannt wurden,“. 

bbb) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

ccc) Folgende Nummer 4 wird eingefügt: 

„4. der unterbreitete Gesetzentwurf nicht mit Gründen versehen wurde,“. 

ddd) Vor den Wörtern „der Präsident“ werden die Wörter „die Präsidentin oder“ und vor dem Wort 

„Einreicher“ die Wörter „Einreicherinnen und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ und vor dem Wort „An-

tragsteller“ die Wörter „Antragstellerinnen und“ eingefügt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„In dem Fall des Satzes 1 Nummer 2 oder des Satzes 1 Nummer 4 kann die Präsidentin oder der Präsi-

dent des Landtages den Einreicherinnen und Einreichern stattdessen zunächst unverzüglich Gelegenheit 

geben, die Mängel innerhalb einer Frist von bis zu zwei Wochen zu beheben.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt, nach dem Wort 

„Volksinitiative“ werden die Wörter „, in den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 nach Übergabe der mangel-

freien Unterlagen,“ und vor den Wörtern „den Landesabstimmungsleiter“ die Wörter „die Landesab-

stimmungsleiterin oder“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Stellt die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter fest, dass die Volksinitiative 

behebbare Mängel aufweist, ist den Vertreterinnen und Vertretern der Volksinitiative unverzüglich Ge-

legenheit zu geben, diese innerhalb einer Frist von zwei Wochen zu beheben; die Frist des Absatzes 5 

verlängert sich entsprechend.“ 

d) In Absatz 5 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

e) Absatz 6 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Hauptausschuss beschließt nach Vorliegen des Prüfungsergebnisses der Landesabstimmungsleiterin 

oder des Landesabstimmungsleiters über das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen der Volksinitiative. 

Er überweist zulässige Volksinitiativen an den zuständigen Ausschuss. Den Vertreterinnen und Vertretern der 

Volksinitiative ist der Beschluss durch die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages bekannt zu ge-

ben.“ 
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10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Unzulässige Volksinitiativen“. 

b) In Satz 1 werden vor den Wörtern „der Präsident“ die Wörter „die Präsidentin oder“ und vor dem Wort „Ein-

reicher“ die Wörter „Einreicherinnen und“ eingefügt und die Wörter „nicht zustande gekommen“ durch das 

Wort „unzulässig“ ersetzt. 

c) In Satz 2 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ und vor dem Wort „Antragstel-

ler“ die Wörter „Antragstellerinnen und“ eingefügt. 

11. Der Wortlaut des § 11 wird wie folgt gefasst: 

„Wird die Volksinitiative von der Präsidentin oder vom Präsidenten des Landtages nach § 9 Absatz 2 Satz 1 zu-

rückgereicht oder fasst der Hauptausschuss nach § 9 Absatz 6 Satz 1 einen Beschluss über die Unzulässigkeit der 

Volksinitiative, so können die Vertreterinnen und Vertreter der Volksinitiative binnen eines Monats nach Bekannt-

gabe der Entscheidung das Verfassungsgericht des Landes anrufen.“ 

12. § 12 wird folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „beim Präsidenten“ durch die Wörter „bei der Präsidentin oder dem Präsi-

denten“ ersetzt und nach den Wörtern „des Landtages“ die Wörter „durch gesonderten Beschluss“ ein-

gefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 werden vor den Wörtern „den Präsidenten“ die Wörter „die Präsidentin oder“ eingefügt. 

13. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „den Präsidenten“ die Wörter „die Präsidentin oder“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

c) Folgende Absätze 4 bis 6 werden angefügt: 

„(4) Ein Volksbegehren wird beendet, wenn der Landtag den Gesetzentwurf vor der Feststellung des Er-

gebnisses (§ 21 Absatz 4) unverändert annimmt. Auf Antrag der Vertreterinnen und Vertreter kann der 

Landtag das Volksbegehren vor der Feststellung des Ergebnisses für erledigt erklären, wenn er den unter-

breiteten Gesetzentwurf in veränderter, jedoch dem Grundanliegen des Volksbegehrens nicht widerspre-

chender Form annimmt. Die Entscheidung kann von jeder Vertreterin oder jedem Vertreter beim Verfas-

sungsgericht des Landes innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Erledigung angefochten werden.  

(5) Die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter macht die Beendigung oder die Er-

ledigung unverzüglich im Amtsblatt für Brandenburg bekannt. 

(6) Die Absätze 4 und 5 gelten für sonstige Vorlagen entsprechend.“ 
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14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt 

und vor dem Wort „Vertreter“ werden die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

15. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden vor dem Wort „Bürgermeistern“ die Wörter „Bürgermeisterinnen oder“ und vor dem 

Wort „Notaren“ die Wörter „Notarinnen oder“ eingefügt. 

16. In § 16 werden vor dem Wort „Bürger“ die Wörter „Bürgerinnen und“ eingefügt. 

17. In § 17 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 werden jeweils die Wörter „einem ehrenamtlichen Bürgermeister oder 

Notar“ durch die Wörter „einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin, einem ehrenamtlichen Bürgermeister, einer Nota-

rin, einem Notar“ ersetzt. 

18. In § 17a Absatz 3 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ und vor dem Wort „Stellver-

treter“ die Wörter „Stellvertreterinnen und“ eingefügt. 

19. In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden vor den Wörtern „der Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstimmungs-

leiterin oder“ eingefügt. 

20. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor den Wörtern „dem Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „der Kreisabstimmungsleite-

rin oder“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden vor den Wörtern „dem Landesabstimmungsleiter“ die Wörter „der Landesabstimmungs-

leiterin oder“ eingefügt. 

c) In Absatz 6 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

21. In § 22 Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

22. In § 24 Absatz 3 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

23. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zwei Monaten“ durch die Wörter „drei Monaten“ und die Wörter „drei 

Monaten“ durch die Wörter „vier Monaten“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Frist zwischen der Bekanntmachung des festgestellten Ergebnisses eines Volksbegehrens und dem 

Volksentscheid ist durch das Präsidium des Landtages auf bis zu zehn Monate zu verlängern, wenn 

dadurch der Volksentscheid gemeinsam mit einer landesweiten Wahl oder einem anderen Volksent-

scheid durchgeführt werden kann.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „jedem Vertreter“ die Wörter „jeder Vertreterin oder“ und nach den 

Wörtern „des Landes“ die Wörter „binnen eines Monats“ eingefügt. 
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24. In § 28 werden vor dem Wort „Bürger“ die Wörter „Bürgerinnen und“ eingefügt. 

25. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Abstimmungsorgane sind 

1. der Landesabstimmungsausschuss und die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesabstimmungs-

leiter für das Land, 

2. die Kreisabstimmungsausschüsse und die Kreisabstimmungsleiterinnen und Kreisabstimmungsleiter 

für einzelne oder mehrere Stimmkreise, 

3. ein Abstimmungsvorstand und eine Abstimmungsvorsteherin oder ein Abstimmungsvorsteher für je-

den Stimmbezirk und 

4. mindestens ein Abstimmungsvorstand und eine Abstimmungsvorsteherin oder ein Abstimmungsvor-

steher zur Feststellung des Briefabstimmungsergebnisses (Briefabstimmungsvorstand und Briefab-

stimmungsvorsteherin oder Briefabstimmungsvorsteher) für jeden Stimmkreis.“ 

b) In Absatz 2 werden vor den Wörtern „der Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstimmungsleiterin 

oder“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Kreisabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

26. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(2) „ Landesabstimmungsleiterin oder Landesabstimmungsleiter sind die Landeswahlleiterin oder der Lan-

deswahlleiter. Stellvertreterin oder Stellvertreter der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters sind die 

Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters. Die Landesab-

stimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter führt die Geschäfte des Landesabstimmungsausschus-

ses.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Kreisabstimmungsleiterinnen oder Kreisabstimmungsleiter und ihre Stellvertreterinnen oder Stell-

vertreter sind die Kreiswahlleiterinnen oder Kreiswahlleiter und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 

für die Landtagswahl. Die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungsleiter führt die Geschäfte 

des Kreisabstimmungsausschusses.“ 

c) In Absatz 5 werden vor den Wörtern „des Kreisabstimmungsleiters“ die Wörter „der Kreisabstimmungsleite-

rin oder“ eingefügt. 

d) In Absatz 6 Satz 2 werden vor dem Wort „Beisitzer“ die Wörter „Beisitzerinnen und“ eingefügt. 

e) In Absatz 7 Satz 1 werden vor den Wörtern „der Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstim-

mungsleiterin oder“ eingefügt. 

27. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie sind beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder deren oder 

dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter, anwesend sind, soweit sich aus diesem Gesetz oder aus den auf-

grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nichts anderes ergibt.“ 
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b) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden, im Falle deren oder dessen Abwesenheit 

die Stimme deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreters, den Ausschlag.“ 

28. In § 35 Absatz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

29. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Wörtern „der Präsident“ die Wörter „die Präsidentin oder“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt und vor dem Wort 

„Vertretern“ werden die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden vor den Wörtern „des Präsidenten“ die Wörter „der Präsidentin oder“ eingefügt. 

30. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Jeder“ durch die Wörter „Jede Bürgerin und jeder“ ersetzt und vor den Wör-

tern „seiner Person“ die Wörter „ihrer oder“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor dem Wort „Bürger“ die Wörter „Bürgerinnen und“ eingefügt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Jeder Bürger, der“ durch die Wörter „Jede Bürgerin und jeder Bürger, die 

oder der“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden vor den Wörtern „den Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstimmungslei-

terin oder“ eingefügt. 

cc) In Satz 5 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Kreisabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

31. In § 40 Satz 2 werden vor den Wörtern „der Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstimmungsleiterin 

oder“ eingefügt. 

32. In § 44 Absatz 2 werden vor den Wörtern „der zuständige Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die zuständige 

Kreisabstimmungsleiterin oder“ eingefügt. 

33. In § 45 Absatz 3 werden die Wörter „jeder Stimmberechtigte“ durch die Wörter „jede stimmberechtigte Person“ 

ersetzt. 

34. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor den Wörtern „dem Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „der Kreisabstimmungsleite-

rin oder“ eingefügt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor den Wörtern „dem Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „der Kreisabstimmungs-

leiterin oder“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Kreisabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 
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c) In Absatz 5 werden jeweils vor den Wörtern „des Kreisabstimmungsleiters“ die Wörter „der Kreisabstim-

mungsleiterin oder“ eingefügt. 

35. In § 47 Absatz 5 werden vor dem Wort „Einsender“ die Wörter „Einsenderinnen und“ eingefügt. 

36. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 5 werden vor den Wörtern „den Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstim-

mungsleiterin oder“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden vor den Wörtern „dem Schriftführer“ die Wörter „der Schriftführerin oder“ und 

vor den Wörtern „den Landesabstimmungsleiter“ die Wörter „die Landesabstimmungsleiterin oder“ einge-

fügt. 

37. In § 51 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

38. In § 52 werden vor den Wörtern „der Präsident“ die Wörter „die Präsidentin oder“ eingefügt. 

39. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „beim Präsidenten“ durch die Wörter „bei der Präsidentin oder dem Präsiden-

ten“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „oder zum Bundesverfassungsgericht“ gestrichen. 

40. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden vor den Wörtern „der Landesabstimmungsleiter“ die Wörter „die Landesabstim-

mungsleiterin oder“ eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt. 

41. In § 59 werden vor den Wörtern „seinen Präsidenten“ die Wörter „seiner Präsidentin oder“ eingefügt. 

42. In § 64 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt. 

43. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Beisitzer“ die Wörter „Beisitzerinnen und“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Kreisabstimmungsleitern“ die Wörter „Kreisabstimmungsleiterinnen 

oder“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „den Empfänger“ die Wörter „die Empfängerin oder“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort „Vertreter“ die Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt und das Wort 

„Abstimmungsleiter“ durch die Wörter „Abstimmungsleiterin oder Abstimmungsleiter, Stellvertreterin“ er-

setzt. 

44. In § 67 Absatz 3 werden vor den Wörtern „der Kreisabstimmungsleiter“ die Wörter „die Kreisabstimmungsleiterin 

oder“ und vor den Wörtern „der Landesabstimmungsleiter“ die Wörter „die Landesabstimmungsleiterin oder“ ein-

gefügt. 

45. § 68 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Stimmberechtigten“ durch die Wörter „stimmberechtigter Person“ ersetzt. 
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b) In Satz 2 Nummer 1 bis 3 werden jeweils vor dem Wort „Einwohnern“ die Wörter „Einwohnerinnen und“ 

eingefügt und jeweils das Wort „Stimmberechtigten“ durch die Wörter „stimmberechtigter Person“ ersetzt. 

c) In Satz 3 werden die Wörter „jeden Stimmberechtigten, der“ durch die Wörter „jede stimmberechtigte Person, 

die“ und das Wort „Stimmberechtigten“ durch die Wörter „stimmberechtigter Person“ ersetzt. 

46. § 69 Absatz 2 wird folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin oder der“ ersetzt und vor 

dem Wort „ihm“ werden die Wörter „ihr oder“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Stimmberechtigten und Abstimmenden“ durch die Wörter „stimmberechtigten 

und abstimmenden Personen“ ersetzt. 

47. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Der Minister des Innern“ durch die Wörter „Das für 

Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden vor dem Wort „Inhaber“ die Wörter „Inhaberinnen oder“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Ministerium des Innern“ durch die Wörter „für Inneres zuständigen 

Ministerium“ ersetzt. 

48. Nach § 72 wird folgender § 73 angefügt: 

„§ 73 

Übergangsvorschriften 

Für Volksinitiativen, die vor dem 1. Januar 2020 bereits dem Landtag unterbreitet worden sind, gilt das Volksab-

stimmungsgesetz in der bis dahin geltenden Fassung fort. Für Volksbegehren, für die vor dem 1. Januar 2020 der 

Beginn und das Ende der Eintragungsfrist bereits bestimmt und öffentlich bekannt gemacht worden sind, gilt bis 

zum Ende der Eintragungsfrist das Volksabstimmungsgesetz in der bis dahin geltenden Fassung fort; nach dem En-

de der Eintragungsfrist sind für diese Volksbegehren die Regelungen des Volksabstimmungsgesetzes in der ab 

1. Januar 2020 geltenden Fassung maßgeblich.“ 

Artikel 4 

Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Das Abgeordnetengesetz vom 19. Juni 2013 (GVBl. I Nr. 23), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. März 2018 

(GVBl. I Nr. 3 S. 3) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In § 7 Absatz 2 werden die Wörter „§ 3 Absatz 4 Satz 2 des Fraktionsgesetzes“ durch die Wörter „§ 6 Absatz 4 

Satz 2 des Fraktionsgesetzes“ ersetzt. 

2. In § 25a Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „§ 4 Absatz 3 des Fraktionsgesetzes“ durch die Wörter „§ 7 Ab-

satz 2 des Fraktionsgesetzes“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Landesrechnungshofgesetzes 

§ 7 Absatz 3 des Landesrechnungshofgesetzes vom 27. Juni 1991 (GVBl. S. 256), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-

zes vom 5. Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 36 S. 18) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c eingefügt: 

„c) über die abschließenden Prüfungsmitteilungen zu Prüfungen der Fraktionen des Landtages,“. 

2. Die bisherigen Buchstaben c bis g werden die Buchstaben d bis h. 

Artikel 6 

Bekanntmachungserlaubnis 

Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages kann den Wortlaut des Volksabstimmungsgesetzes in der vom 1. Ja-

nuar 2020 an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt machen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 5 sowie Artikel 6 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 1, 2, 4 und 5 treten mit dem Beginn der 7. Wahlperiode des Landtages Brandenburg in Kraft. Gleichzei-

tig tritt das Fraktionsgesetz vom 29. März 1994 (GVBl. I S. 86), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Ap-

ril 2017 (GVBl. I Nr. 7 S. 6) geändert worden ist, außer Kraft. 

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2020 in Kraft. 

Potsdam, den 19. Juni 2019 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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